
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
1 8 .  W a h l p e r i o d e

A n t w o r t

des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Herbert Drumm (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/5143 –

Ausbau der Bundesstraße 41 im Bereich Weiler – Monzingen – Nußbaum

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/5143 – vom 22. Dezember 2022 hat folgenden Wortlaut:

Der Landesbetrieb Mobilität (LBM) des Landes Rheinland-Pfalz plant den Bau zusätzlicher Fahrstreifen für die Bundesstraße 41 in 
den Streckenabschnitten zwischen Weiler und Monzingen sowie zwischen Monzingen und Nußbaum. Er hat angekündigt, dass 
die B 41 nach Abschluss der Baumaßnahmen zu einer Kraftfahrstraße hochgestuft werden soll. Dies würde jedoch für die Bauern 
und Winzer aus dieser Region bedeuten, dass sie mit ihren landwirtschaftlichen Fahrzeugen nicht mehr auf die Bundesstraße auf-
fahren dürften, nicht einmal zum Überqueren der Fahrbahn. Zudem sind weitere Probleme absehbar.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Welche Vorteile hätte die Hochstufung der B 41 zu einer „Kraftfahrstraße“, und welche Nachteile stehen diesen gegenüber?
2.	 Unter welchen Umständen kann auf die vom LBM beabsichtigte Hochstufung der B 41 zur Kraftfahrstraße verzichtet werden?
3.	 Die parallel zur B 41 verlaufenden Feldwege sind an einigen Stellen zu schmal, zu schadhaft oder zu steil, um sie mit schweren 

Traktoren oder Zuggespannen befahren zu können. Wird bei der Planung des Ausbaus der B 41 an die notwendige Ertüchti-
gung der Feldwege gedacht?

4.	 Wer müsste für die notwendige Ertüchtigung der Feldwege aufkommen?
5.	 Beabsichtigt der LBM, den durch den Ausbau der B 41 wegfallenden Rastplatz zu ersetzen?
6.	 Wie wird auf die Sorgen der Campingplatzbetreiberin in Monzingen reagiert, dass der Verkehrslärm, der von der B 41 ausgeht, 

nach deren Ausbau noch höher sein wird?
7.	 Wie realistisch ist die Vorstellung der Planer des LBM, dass eine extrem aufwendige Brückenkonstruktion zwischen Monzingen 

und der Bahnlinie, die den Verkehr über die B 41 und die Schienen hinwegführen müsste, die derzeitige Ampelkreuzung er-
setzen könnte?

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung 
mit angefügtem Schreiben beantwortet.
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Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Herbert Drumm (FREIE WÄHLER) betreffend 
Ausbau der.Bundesstraße 41 im ~ereich Weiler- Monzingen - Nußbaum 
- Kleine Anfrage Drs. 18/5143 -

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

die vorbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu Frage 1: 

Auf Straßen mit- hohem Verkehrsaufkommen können sich qurch langsam fahrende 

Fahrzeuge längere Fahrzeugkolonnen bilden, die mit wachsendem Überholdruck zu 

einem erhöhten Unfallaufkommen oder zu Auffahrunfällen führen können. Die 

Ausweisung einer hochbelasteten Straße wie der B 41 als Kraftfahrstraße hat den 

wesentlichen Vorteil,· dass sich schnell und langsam fahrende Fahrzeuge nicht auf der 

gleichen Fahrbahn bewegen und so die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs 

verbessert werden . Es ist jedoch auch gesetzlich geregelt, dass dort nur 

Kraftfahrzeuge fahren dürfen, deren durch die Bauart bestimmte Höchstgeschwindigkeit 

mehr als 60 km/h beträgt. 

Zu Frage 2: · 

Nach Abstimmung mit der zuständigen Verkehrsbehörde wird der Landesbetrieb 

Mobilität Bad Kreuznach nicht mehr die Ausweisung der Ausbauabschnitte als 

Kraftfahrstraße anstreben. Stattdessen ist beabsichtigt, die bisherige Betriebsform 

beizubehalten. Die zulässige Höchstgeschwindigkeit wird weiterhin 100- km/h betragen 
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und die Nutzung der Fahrbahn durch landwirtschaft_lichen Verkehr ist weiterhin möglich. 

Auch die Knotenpunkte sollen ebenfalls in der bisherigen Form als höhengleiche 

Einmündungen bzw. Kreuzungen betrieben werden. 

Zu den Fragen 3 und 4: 

Da eine Betriebsform als Kraftfahrstraße in den genannten Ausbauabschnitten nicht 

vorgesehen ist, gibt es keine Verpflichtung, das vorhandene parallele 

Wirtschaftswegenetz zu Lasten des Baulastträgers der B 41 (Bundes!epublik 

Deutschland) auszubauen. 

Zu Frage 5: 

Nach der aktuellen Planung ist der bei Monzingen befindliche Rastplatz als Standort 

eines Regenrückhaltebeckens vorgesehen. Damit würde seine bisherige Nutzung als 

Parkmöglichkeit entfallen. · Ein Ersatz ist derzeit nicht geplant. 

Zu Frage 6: 

Gemäß Verkehrslärmschutzverordnung (16. BlmSchV) ist beim Bau oder der 

wesentlichen Änderung von Straßenwegen im -Rahmen der Lärmvorsorge eine 

Einhaltung der Immissionsgrenzwerte zu überprüfen. Die berechneten 

Beurteilungspegel an den drei untersuchten Immissionsorten am Campingplatz 

Nahemühle (Mühle/Hotel, Sanitärhaus, Verwaltung) ergaben keine Überschreitung der 

Immissionsgrenzwerte. Daraus ergibt sich ·für ·den Straßenbaulastträger keine 
. . 

gesetzliche Grundlage zur Durchführung von Lärmschutzmaßnahmen im Bereich des 

Campingplatzes Nahemühle wegen des Anbaus eines Zusatzfahrstreifens an der B 41 

zwischen Weiler und Monzingen. 

Zu Frage 7: 

Ein schwerer. Unfall mit fünf toten Jugendlichen im Jahre 2015 hat gezeigt, dass der . 

vorhandene Bahnübergang - trotz seiner aufwändigen technischen Sicherung gemäß 

dem aktuellen Stand der Technik - ein latent hohes Gefährdungspotential darstellen 

kann . Nur di_e Herstellung einer höhenfreien Lösung kann letztlich zu einer nachhaltigen 

Verbesserung der Verkehrssicherheit beitragen. Aktuell gibt es Planstudien des 

Landesbetriebes Mobilität Bad Kreuznach darüber, wie eine solche Lösung aussehen 
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könnte, die sich in einer sehr frühen Planungsphase befinden. Die räumliche Situation 

mit vielen baulichen Zwangspunkten ist sehr komplex. Außerdem gilt es auch die 

Kostenteilung dieser Maßnahme zu regeln, da sowohl eine Eisenbahn- als auch eine 

Straßenkreuzung baulich verändert werden müssen. Dies erfordert eine technische und 

finanzielle Koordinierung der verschiedenen Kreuzungsbeteiligten (Bund, Land, DB 

Netz und Kreis Bad Kreuznach). 

Mit freundlichen Grüßen 
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